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Selbstanzeige und Erbschaft-/Schenkungsteuer? 
 
 
 
Bei der Bearbeitung von Selbstanzeigen ist insbesondere bei den bisher nicht erklärten 
Zinseinnahmen auch die Frage zu beantworten, woher das Kapital stammt. Hier ist dann 
sehr oft festzustellen, dass der Betreffende Schenkungen in der Vergangenheit erhalten hat, 
die der Schenkungsteuer nicht unterworfen worden sind. Selbstanzeige heißt, dass nicht nur 
die einkommensteuerlichen Folgen, sondern auch die schenkung- und erbschaftsteuerlichen 
Folgen aus diesen Erkenntnissen vollständig zu ziehen sind. 
 
Ein praktisches Beispiel dazu: 
 

Ehemann Peter hat aus seinem Metzgereibetrieb während seiner gesamten 
unternehmerischen Tätigkeit regelmäßig unversteuerte Geldbeträge in einem 
Depot in Luxemburg angelegt. Der heute 77-Jährige hat sich zum 65. Ge-
burtstag zur Ruhe gesetzt und seinen Metzgereibetrieb seinem Sohn überge-
ben. Die Steueransprüche aus den bis zum 65. Lebensjahr angefallenen Be-
trägen aus Umsatzsteuer, Gewerbesteuer und Einkommensteuer sind ver-
jährt. Die Zinseinnahmen aus dem Depot sind allerdings für die letzten 10 bis 
12 Jahre noch im Rahmen einer Selbstanzeige zu versteuern. Nun aber die 
Besonderheiten: 
 
Ehemann Peter hat sämtliche Beträge auf einem Depot in der Schweiz ange-
legt, das auf den Namen seiner Frau Helga lautet. Damit hat Peter jeden die-
ser Beträge seiner Frau geschenkt, diese Schenkungen sind – unter Berück-
sichtigung der seinerzeit geltenden Freibeträge – schenkungsteuerpflichtig. 
Für diese Vorgänge ist nun im Rahmen einer Selbstanzeige auch die Schen-
kungsteuer zu erklären und zu entrichten. 
 

Für diesen in der Praxis häufig vorkommenden Fall tut sich für diese Ehegatten eine Mög-
lichkeit auf, dass die dem Grunde nach fällige Schenkungsteuer wieder erstattet wird. Dies 
geschieht dadurch, dass die Ehegatten nach der Selbstanzeige zivilrechtlich den Güterstand 
der Zugewinngemeinschaft beenden. Ein nun bei der Ehefrau eventuell entstehender Zuge-
winnausgleichsanspruch (der Ehemann hat das größere Vermögen) wird mit den bereits in 
den früheren Jahren vom Ehemann an die Ehefrau geschenkten Beträgen angerechnet. Und 
nun wird die bereits gezahlte Schenkungsteuer nach § 29 ErbStG wieder erstattet, nachdem 
es sich eben – nachträglich – nicht um eine Schenkung, sondern um eine Vorauszahlung auf 
den Zugewinnausgleich handelt. Hier sind aber die Voraussetzungen von § 1380 BGB zu 
erfüllen. 
 
Der Bundesfinanzhof hat in einem kürzlich ergangenen Urteil eine Brücke für die Schen-
kungsteuerpflicht von Schenkungen zwischen Ehegatten gebaut: 
 
Hier wurde entschieden, dass solche Schenkungen nicht nur formal zu betrachten sind, d. h. 
der Ehemann hat auf das Konto der Ehefrau Geld übertragen und somit ist es eine Schen-
kung, sondern auch wirtschaftlich zu betrachten, d. h. was war der Wille der beiden Ehegat-
ten. Und hier kann sich in der Praxis durchaus herausstellen, dass letzten Endes hier keine 
Schenkungen zwischen Ehegatten gewollt waren, sondern eine gleichmäßige Verteilung des 
gemeinsam erwirtschafteten Vermögens. Hier ist die Beweisführung für das, was die Ehegat-
ten tatsächlich gewollt haben, entscheidend. 


